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§ 24
(1) Wird für eine Patentanmeldung auf Grund 

eines Staatsvertrages der Zeitpunkt einer vorange­
gangenen ausländischen Anmeldung desselben Ge­
genstandes beansprucht, so ist binnen einer Frist von 
zwei Monaten, die mit dem Tage nach der Anmel­
dung beim Patentamt beginnt, Zeit und Land der 
Voranmeldung anzugeben (Prioritätserklärung). In­
nerhalb dieser Frist kann die Erklärung geändert 
werden. Wird die Erklärung nicht rechtzeitig abge­
geben, so kann der Prioritätsanspruch für die An­
meldung nicht mehr geltend gemacht werden.

(2) Eine Erfindung, die innerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik gemacht wurde, bzw. 
deren Erfinder seinen Wohnsitz innerhalb der Deut­
schen Demokratischen Republik hat, darf erst nach 
ihrer Registrierung im Patentamt der Deutschen 
Demokratischen Republik in anderen Ländern zum 
Patent angemeldet werden. Diese Vorschrift gilt 
nicht für die Länder, die mit der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik einen Vertrag 
auf Gegenseitigkeit abgeschlossen haben.

§ 25
(1) Die angemeldete Erfindung wird von einer 

Prüfungsstelle auf ihre Patentfähigkeit geprüft.
(2) Genügt die Anmeldung den vorgeschriebenen 

Anforderungen (§§ 5 und 23) nicht, so fordert die 
Prüfungsstelle den Anmelder auf, die Mängel inner­
halb einer bestimmten Frist zu beseitigen. Diese 
Frist soll, wenn im Falle des § 24 die Beibringung 
von Belegen (Abschriften der Voranmeldung nebst 
Beschreibung, Zeichnungen usw.) gefordert wird, 
entsprechend bemessen werden.

(3) Kommt die Prüfungsstelle zu dem Ergebnis,
daß eine nach den §§ 1, 4 und 6 patentfähige Erfin­
dung nicht vorliegt, so benachrichtigt sie den An­
melder hiervon unter Angabe der Gründe und for­
dert ihn auf, sich bipnen einer bestimmten Frist zu 
äußern. g 26

(1) Die Prüfungsstelle weist die Anmeldung zu­
rück, wenn die nach § 25 Abs. 2 gerügten Mängel 
nicht beseitigt werden oder wenn die Anmeldung 
aufrecht erhalten wird, obgleich eine nach den §§ 1, 
4 und 6 patentfähige Erfindung nicht vorliegt.

(2) Soll die Zurückweisung auf Umstände gegrün­
det werden, die dem Anmelder noch nicht mitgeteilt 
waren, so ist ihm vorher Gelegenheit zu geben, sich 
dazu binnen einer bestimmten Frist zu äußern.

§ 27
(1) Gegen den Beschluß, durch den die Anmeldung 

zurückgewiesen wird, kann der Anmelder innerhalb 
zweier Monate nach Zustellung schriftlich Be­
schwerde einlegen.

,(2) Die Beschwerde wird nach § 17 Abs. 2 behan­
delt. Ist sie nicht statthaft oder ist sie verspätet 
eingelegt, so wird sie als unzulässig verworfen.

(3) Soll über die Beschwerde auf Grund von Um­
ständen entschieden werden, die in dem angegriffe­
nen Beschluß noch nicht berücksichtigt sind, so ist 
dem Anmelder und der Prüfungsstelle zuvor Ge­
legenheit zu einer Äußerung zu geben.

§ 28
(1) Die Prüfungsstelle und die Beschwerdespruch­

stelle können jederzeit den Patentanmelder laden

und anhören, die Vernehmung von Sachverständigen 
anordnen sowie andere zur Aufklärung der Sache 
erforderliche Ermittlungen anstellen. Bis zum Be­
schluß über die Erteilung des Patents bzw bis zur 
Entscheidung der Beschwerdespruchstelle ist der 
Patentanmelder auf Antrag zu hören. Hierüber ist 
eine Niederschrift zu fertigen, von der die Beteilig­
ten eine Ausfertigung erhalten.

(2) In dem Beschluß der Prüfungsstelle bzw. in der 
Entscheidung der Beschwerdespruchstelle kann das 
Patentamt nach freiem Ermessen bestimmen, inwie­
weit einem Patentanmelder die durch die Hinzu­
ziehung eines Sachverständigen oder anderweitige 
Ermittlungen verursachten Kosten zur Last fallen.

§ 29
(1) Genügt die Anmeldung den vorgeschriebenen 

Anforderungen (§§ 5 und 23) und erachtet die Prü­
fungsstelle bzw. die Beschwerdespruchstelle die An­
meldung für patentfähig, so wird'das Patent erteilt.

(2) Ist das Patent erteilt, so ist der .Name des Er­
finders und gegebenenfalls seines Rechtsnachfolgers 
im Patentblatt einmal zu veröffentlichen und in der 
Patentschrift anzugeben.

(3) Die Nennung des Erfinders unterbleibt, wenn 
der Erfinder es beantragt. Der Antrag kann jederzeit 
widerrufen werden; im Falle des Widerrufs wird 
der Erfinder im Patentregister nachträglich ver­
merkt.

(4) Auf Antrag des Patentanmelders kann die Aus­
gabe der Patentschrift auf die Dauer von drei Mo­
naten ausgesetzt werden. Die Aussetzung kann bei 
begründetem Antrag bis auf sechs Monate verlängert 
werden.

§ 30
Das Patentamt stellt dem Patentinhaber über die 

Erteilung des Patents eine Urkunde aus.

§ 31
(1) Der Patentinhaber kann zur Vermeidung einer 

Nichtigkeitsklage bei der Spruchstelle für Patent­
berichtigungen eine andere Fassung des Patentan­
spruchs, eine Ergänzung oder Änderung der Patent­
beschreibung beantragen. Dies gilt auch bei Zwei­
feln über den Schutzumfang des Patents.

(2) Das Verfahren zur Berichtigung eines Patents 
wird nur auf Antrag des in das Patentregister ein­
getragenen Inhabers eingeleitet. Mit dem Antrag ist 
eine Begründung einzureichen, aus der die nach der 
Erteilung des Patents bekanntgewordenen Tatsachen 
ersichtlich sind, die eine Berichtigung rechtfertigen; 
diese Tatsachen sind glaubhaft zu machen.

§ 32
(1) Tn der Spruchstelle für Patentberichtigungen 

können Mitglieder, die an der Erteilung des zu be­
richtigenden Patents beteiligt waren, mitwirken.

(2) Die Spruchstelle für Patentberichtigungen kann 
von Amts wegen Tatsachen berücksichtigen, die der 
Antragsteller nicht angeführt hat, muß diese aber 
dem Antragsteller zur Stellungnahme innerhalb 
einer angemessenen Frist vorher mitteilen.

(3) Gegen den Beschluß, durch den der Antrag 
ganz oder teilweise abgewiesen oder durch den von 
dem Antrag abgewichen wird, kann der Antrag­
steller innerhalb zweier Monate nach Zustellung Be­
schwerde erheben. Für das Beschwerdeverfahren


